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SVP-Initiative gegen 
Masseneinwanderung
ist lanciert
Die Schweiz hat immer grosszügig, aber kontrolliert ausländische 
Arbeitskräfte aufgenommen und ihnen eine berufliche und persön-
liche Perspektive geboten. In den letzten Jahren hat die Schweiz 
die Kontrolle über die Einwanderung jedoch verloren. Immer mehr 
Ausländerinnen und Ausländer strömen in unser Land. 
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Für Ihre Drucksachen

Im Jahr 2010 waren 7 von 10 Ge-
fängnisinsassen Ausländer.

Folgen der Masseneinwanderung: 
Schweizer Werte sind in Gefahr. 

Die Wirtschaft braucht keine Mas-
seneinwanderung. 

Werte		             10
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Die negativen Folgen der Massen-
einwanderung werden immer offen-
sichtlicher. Es ist deshalb höchste Zeit, 
dass die Schweiz die Steuerbarkeit 
über die Zuwanderung zurückgewinnt 
und den Zustrom von Einwanderern 
wieder begrenzen 
kann. Die Folgen 
sind unter ande-
rem überfüllte 
Strassen und 
Züge, explodie-
rende Mieten und 
Bodenpreise. 
Zuwanderer aus 
der EU verdrän-
gen Arbeitnehmer 
aus Drittstaaten, 
die wiederum 
nicht in ihre 
Heimatländer 
zurückkehren 
und die Sozial-
werke belasten. 
Die Löhne geraten unter Druck. Asyl-
missbrauch und Ausländerkriminalität 
steigen. Es braucht die Volksinitiative 

„gegen Masseneinwanderung“, damit 
wir wieder selber bestimmen, welche 
Ausländerinnen und Ausländer für wie 

lange in unser Land kommen dürfen.
Die Einwanderung soll durch jähr-
liche Höchstzahlen und Kontingente 
für alle Bewilligungen des Ausländer-
rechts begrenzt sein. Bei der Erteilung 
von Bewilligungen für erwerbstätige 

Ausländerinnen 
und Ausländer 
soll zudem auf 
die gesamtwirt-
schaftlichen In-
teressen Rück-

sicht geommen 
werden.  Für die 

Erteilung von 
Aufenthalts-

bewilligungen 
sind Kriterien 
zu definieren, 
insbesondere 

das Gesuch
eines Arbeitge-

bers, die Inte-
grationsfä-

higkeit und eine ausreichende, ei-
genständige Existenzgrundlage. Der 
Anspruch auf dauerhaften Aufent-
halt, Familiennachzug und um-
fassende Sozialleistungen soll für 
Ausländer beschränkt werden können. 

Die Zeitung der Schweizerischen Volkspartei
SVP-Klartext



2 Editorial

Masseneinwanderung stoppen!
Seit je haben Ausländerinnen und 

Ausländer in der Schweiz eine 
neue Heimat gesucht, vor allem 

als Arbeitssuchende, nicht wenige 
auch über das Asylverfahren. Gleich-
zeitig ist und war die schweizerische 
Wirtschaft immer wieder auf auslän-
dische Arbeitnehmer angewiesen, um 
spezifische Bedürfnisse abzudecken. 
Darum hat die Schweiz stets bewusst 
und kontrolliert ausländische Arbeits-
kräfte aufgenommen und ihnen eine 
berufliche und persönliche Perspek-
tive geboten. Sodann hat unser Land, 
wenn immer möglich geholfen und 
echten Flüchtlingen mit ihren Famili-
en Zuflucht geboten. 

Die Schweiz hat bis zur Einführung 
der Personenfreizügigkeit mit der EU 
und zur Öffnung der Grenzen mit der 
Integration in den Schengen-Raum die 
Zuwanderung über Kontingente und 
Höchstzahlen im Ausländerrecht gere-
gelt. Ebenso hatte sie die Hoheit über 
die Visumserteilung und die Kontrolle 
der eigenen Grenzen. 

Mit der Einführung der Personenfrei-
zügigkeit und der damit verbundenen 
Aufgabe des Kontingentssystems ab 
2007 wurden die Steuerungsmög-
lichkeiten der Einwanderung jedoch 
aus der Hand gegeben. Seither ex-
plodieren die Einwanderungszahlen. 
Verschärft wird diese Situation durch 
zahlreiche illegale Aufenthalter und 
verschleppte Probleme im Asylwesen. 
Innerhalb von nur fünf Jahren wan-
derten netto über 380‘000 Menschen 
in die Schweiz ein, dies entspricht der 

Grösse der Stadt Zürich. Jahr für Jahr 
wird wegen der Zuwanderung - bild-
lich gesprochen – eine neue Stadt St. 
Gallen ins Schweizer Mittelland ge-
setzt. Und ein Ende ist nicht in Sicht. 
Selbst das Bundesamt für Statistik 
rechnet inzwischen in bestimmten 
Szenarien mit 10 Millionen Einwoh-
nern bereits in näherer Zukunft. Die 
Folgen der ungebremsten Zuwande-
rung auf Wirtschaft, Mieten, Boden-
preise, Raumplanung, Infrastrukturen, 
Schulen, Arbeitslosigkeit, Gesund-
heitswesen und Sozialwerke werden 
immer offensichtlicher. 

Für die Schweiz ist es wichtig, dass 
man diejenigen Arbeitskräfte ins Land 
holen kann, die benötigt werden, wenn 
sich nicht genügend Schweizer Ar-
beitnehmer finden lassen. Wichtig ist 
dabei aber, dass diese ausländischen 
Arbeitskräfte das Land auch wieder 
verlassen, wenn sie keine Arbeit mehr 
haben. 

Mit der Volksinitiative „gegen Mas-
seneinwanderung“ verlangt die SVP, 
dass die Schweiz die Zuwanderung 
von Ausländerinnen und Ausländern 
wieder eigenständig steuern kann. 
Dies geschieht dadurch, dass die 
Schweiz jährlich Höchstzahlen und 
Kontingente für die Aufenthaltsbewil-
ligungen bestimmt. Dabei ist sicher-
zustellen, dass es keine Umgehungs-
möglichkeiten gibt. Der Initiativtext 
hält entsprechend fest, dass alle Aus-
länderkategorien miteinbezogen wer-
den, auch die Grenzgänger und der 
Asylbereich.

In die Bundesverfassung soll auch der 
Grundsatz festgeschrieben werden, 
dass Einwanderung insbesondere dann 
möglich ist, wenn sie den gesamtwirt-
schaftlichen Interessen der Schweiz 
unter Berücksichtigung eines Vorran-
ges für Schweizerinnen und Schweizer 
bei der Arbeitssuche dient. Weiter hält 
die Initiative massgebende Kriterien 
zur Vergabe von Bewilligungen fest: 
Ein Stellenangebot eines Arbeitgebers 
aus der Schweiz muss vorliegen. Es 
sollen nur Leute einwandern und in 
der Schweiz bleiben dürfen, die sich 
auch wirklich integrieren (können und 
wollen). Und zu guter Letzt ist eine 
ausreichende, eigenständige Existenz-
grundlage als Bedingung festzulegen. 

Schliesslich ist auch dafür zu sorgen, 
dass keine ausufernden Ansprüche auf 
dauerhaften Aufenthalt, auf Famili-
ennachzug und auf Sozialleistungen 
bestehen. Zu einer lebenswerten, kon-
kurrenzfähigen und zukunftsträchti-
gen Schweiz gehören wirkungsvolle 
Massnahmen gegen die Massenein-
wanderung. Die neue SVP-Volksiniti-
ative schafft die Grundlagen dafür.

Toni Brunner
Präsident SVP Schweiz



Der Initiativtext

I
Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 121 		  Sachüberschrift (neu)

			   Gesetzgebung im Ausländer- und Asylbereich

Art. 121a (neu)	 Steuerung der Zuwanderung

1 Die Schweiz steuert die Zuwanderung von Ausländerinnen und Ausländern eigenständig.

2 Die Zahl der Bewilligungen für den Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz 

wird durch jährliche Höchstzahlen und Kontingente begrenzt. Die Höchstzahlen gelten für sämtliche 

Bewilligungen des Ausländerrechts unter Einbezug des Asylwesens. Der Anspruch auf dauerhaften 

Aufenthalt, auf Familiennachzug und auf Sozialleistungen kann beschränkt werden.

3 Die jährlichen Höchstzahlen und Kontingente für erwerbstätige Ausländerinnen und Ausländer sind 

auf die gesamtwirtschaftlichen Interessen der Schweiz unter Berücksichtigung eines Vorranges für 

Schweizerinnen und Schweizer auszurichten; die Grenzgängerinnen und Grenzgänger sind einzube-

ziehen. Massgebende Kriterien für die Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen sind insbesondere das 

Gesuch eines Arbeitgebers, die Integrationsfähigkeit und eine ausreichende, eigenständige Existenz-

grundlage.
4 Es dürfen keine völkerrechtlichen Verträge abgeschlossen werden, die gegen diesen Artikel verstos-

sen.
5 Das Gesetz regelt die Einzelheiten.

II
Die Übergangsbestimmungen der Bundesverfassung werden wie folgt geändert:

Art. 197 Ziff. 9 (neu)

9. Übergangsbestimmung zu Art. 121a (Steuerung der Zuwanderung)

1 Völkerrechtliche Verträge, die Artikel 121a widersprechen, sind innerhalb von drei Jahren nach des-

sen Annahme durch Volk und Stände neu zu verhandeln und anzupassen. 

2 Ist die Ausführungsgesetzgebung zu Artikel 121a drei Jahre nach dessen Annahme durch Volk 

und Stände noch nicht in Kraft getreten, so erlässt der Bundesrat auf diesen Zeitpunkt hin die Aus-

führungsbestimmungen vorübergehend auf dem Verordnungsweg. 

3Initiative
Eidgenössische Volksinitiative 
«Gegen Masseneinwanderung»

Sammeln Sie jetzt Unterschriften - Bestellen Sie die Bögen 
kostenlos unter 031 300 58 58 oder unter gs@svp.ch 

Besuchen Sie ebenfalls unsere Webseite 
www.stopp-masseneinwanderung.ch



Asyl- und Ausländerpolitik hat sich 
die Schweiz leider von diesem Grund-
satz entfernt - mit gravierenden Fol-
gen für das Land. 

Für manche Unternehmung mag es be-
quem sein, billige Arbeitskräfte ohne 
grössere Auflagen aus der EU in die 
Schweiz zu holen. Doch die Bedürf-
nisse der Wirtschaft werden dadurch 
nur bedingt befriedigt. Die Industrie 
ist auf Spezialisten in spezifischen 
Gebieten angewiesen. Diese kommen 
aus der ganzen Welt. Ein Vorrang für 

EU-Bürger ge-
genüber Fachleu-
ten aus den USA, 

aus Indien oder 
China macht 

für die Schweiz 
schlicht keinen 

Sinn. Um die 
für die Schwei-

zer Wirtschaft 
allenfalls nötigen 
Arbeitskräfte aus 

dem Ausland 
zu rekrutieren, braucht es auch keine 
internationalen Abkommen. 

Die Schweiz mit ihren Qualitäten wie 
Sicherheit, Stabilität, Wohlstand und 
Lebensqualität ist so attraktiv, dass wir 
jederzeit die benötigten Arbeitnehmer 
ins Land holen können. Zu Bedingun-
gen, die die Schweiz festlegen muss. 

Um die Masseneinwanderung zu verteidigen, werden von ihren Befürwortern häufig wirtschaftliche 
Argumente vorgebracht. Diese sind jedoch nicht stichhaltig. Es ist unbestritten, dass die Wirtschaft 
genügend Arbeitskräfte braucht. Aber ein Unternehmer, der über das Alltagsgeschäft hinaussieht, 
weiss, dass in einem hochentwickelten Land der völlig freie Personenverkehr zu unhaltbaren Zustän-
den führt. Das zeigt sich bereits in der Schweiz, obwohl dieser nicht einmal vollständig eingeführt 
ist! Die Zahl der Illegalen und der Kriminellen nimmt zu. Um Scheinselbständige und Dumpinglöhne 
zu bekämpfen, wird der Arbeitsmarkt reguliert, kontrolliert, bürokratisiert. Damit verliert die Schweiz 
einen grossen Standortvorteil. Die Sozialwerke werden belastet und - sobald die Konjunktur zurück-
geht - werden Arbeitslosigkeit und soziale Spannungen zunehmen. Darum: Keine Industrienation der 
Welt hat die Kontrolle über die Zuwanderung aufgegeben. 

4 Arbeitsplätze
Die Wirtschaft braucht keine 
Masseneinwanderung

Selbst klassische Einwanderungs-
länder wie die USA, Kanada 
oder Australien steuern die Zu-

wanderung eigenständig. Die Gründe 
sind klar. Die Regelung der Zuwande-

rung ist von zentraler volkswirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Bedeu-
tung.

Dies entspricht auch einem Bedürfnis 
der Wirtschaft. Mit der Öffnung der 
Grenzen mit Schengen und Dublin, 
mit der Einführung der Personenfrei-
zügigkeit und einer inkonsequenten 

Kein „Beschäftigungswunder“
Immer wieder wird behauptet, die 
Personenfreizügigkeit sei der Grund 
für das wirtschaftliche Wachstum der 
vergangenen Jahre. Diese Aussage 
trifft nicht zu. Wenn schon führt wirt-
schaftliches Wachstum zu Arbeitsplät-
zen und höherer Beschäftigung. Wenn 
man die Entwicklung der letzten 20 
Jahre jedoch beobachtet, so stimmt 

auch dies nur sehr bedingt. So hat die 
unkontrollierte Zuwanderung von Ar-
beitskräften in erster Linie zu einer Zu-
nahme von Staatsangestellten geführt. 
Darum hat sich „der Anteil des öffent-
lichen Sektors an der Beschäftigung 
um etwa 5 Prozentpunkte erhöht, von 
rund 18% im Jahre 1990 auf über 23% 
heute“, wie die Neue Zürcher Zei-
tung kürzlich vermeldete (NZZ vom 
30.04.2011). Das bedeutet konkret, 

von a. Bundesrat Christoph Blocher, 
Herrliberg (ZH)

Wer behauptet, die Sozialwerke profi-
tierten von der Masseneinwanderung 
hat eine kurzsichtige Optik. Ver-
schleppte Problemlösungen bei den 
Sozialwerken sind neue Steuern und 
Abgaben von morgen. 

‘‘

‘‘
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dass die Schweiz in den wirtschaftlich 
mageren Jahren (1990–2000) im pri-
vaten Sektor über 200‘000 Beschäftig-
te verlor. In den wirtschaftlich fetten 
Jahren, namentlich von 2005–2010, 
wurden die in den 90er-Jahren im pri-
vaten Sektor abgebauten Arbeitskräfte 
noch nicht ganz wettgemacht. Dem-
gegenüber haben die Arbeitskräfte im 
öffentlichen Sektor von 1990-2010 – 
auch in den wirtschaftlich schlechten 
Jahren – ununterbrochen zugelegt:

•	 in der Verwaltung +27‘000
•	 Erziehung und Unterricht +51‘000
•	 Gesundheit und Soziales  

+138‘000.

Der Zuwachs der Beschäftigungszahl 
aufgrund der Zuwanderung geht netto 
seit 1990 somit gänzlich auf den öf-
fentlichen Sektor.

Negative Folgen für die Wirtschaft
Auch für die Wirtschaft sind die ne-
gativen Folgen der Masseneinwande-
rung spürbar. Verstopfte Strassen und 

Züge, höhere Preise für Liegenschaf-
ten, belastete Sozialwerke und eine 
Nivellierung nach unten im Bildungs-
bereich können nicht im Interesse der 
Wirtschaft liegen, ebenso wenig wie 
das vorherrschende Asylchaos und 
zahllose illegale Aufenthalter, die 
schwarz arbeiten. 

Wer behauptet, die Sozialwerke profi-

tierten von der Masseneinwanderung 
hat ebenfalls eine kurzsichtige Optik. 
Verschleppte Pro-
blemlösungen bei 
den Sozialwerken 
sind neue Steu-
ern und Abgaben 
von morgen. Und 
schon heute tra-
gen die Unterneh-
men die Folgen 
der hohen Auslän-
deranteile in der 
Arbeitslosenversi-
cherung, in der
Invalidenversicherung oder der So-
zialhilfe finanziell mit, z.B. über hö-
here Lohnnebenkosten. Eine konjunk-
turelle Abschwächung, z.B. als Folge 
der Euro-Krise, würde diese Situation 
noch massiv verschärfen.

Intelligente Lösungen zur Steue-
rung der Zuwanderung
Leider hat es der Bundesrat verpasst, 
die Ventilklausel zur weiteren Kontin-
gentierung der Zuwanderung aus der 

EU anzurufen, als dies noch 
möglich war. Er hat die ihm zur 
Verfügung stehenden Instru-
mente nicht einmal genutzt, 
als er sie noch in den Händen 
hielt. Auch lehnten Bundesrat 
und Parlament sämtliche Vor-
stösse der SVP zur Rückgewin-
nung der migrationspolitischen 
Handlungsfähigkeit ab. Des-
halb ist eine Volksinitiative nun 
das letzte Mittel. Die Initiative 
schafft die Grundlage für intel-
ligente Lösungen, welche die 
Vorteile unseres flexiblen Ar-
beitsmarktes und Wirtschafts-

standortes erhalten. Abzulehnen sind 
hingegen sozialistische Eingriffe wie 
Mindestlöhne, ausufernde Eingriffe in 
die Vertragsfreiheit der Unternehmen 
oder eine überbordende Kontrollbüro-
kratie. Die Volksinitiative gegen Mas-
seneinwanderung gibt der Schweiz die 
Handlungsfreiheit im Bereich der Zu-
wanderung unter Beibehaltung unse-
rer wirtschaftlichen Trümpfe endlich 

wieder zurück, gibt Raum um sowohl 
das Schengen - als auch das Asylpro-

blem in den Griff zu bekommen.

Möglich wäre mit Annahme der Ini-
tiative beispielsweise eine Rückkehr 
zum bewährten Modell der Kontin-
gentierung, wie es vor der Einführung 
der Personenfreizügigkeit bestand. 
Als Alternative zum früheren Sys-
tem wäre ein modernes Punktesystem 
zu prüfen, wie es bereits von diver-
sen Staaten erfolgreich angewendet 
wird, so z.B. von Kanada, Australien 
und Neuseeland. Ein solches Punk-
tesystem könnte mit dem bisherigen 
System bzw. mit dem geltenden Aus-
ländergesetz kombiniert werden. Bei 
einem Punktesystem können neue 
Bewilligungen im Rahmen der defi-
nierten Höchstzahlen und Kontingen-
te nur dann erteilt werden, wenn der 
Gesuchsteller eine bestimmte Anzahl 
von Punkten erreicht, die für gewisse 
Kriterien erteilt werden (Gesuch ei-
nes Arbeitgebers, berufliche Qualifi-
kation, Integrationsfähigkeit, Sprache 
usw.). Die Erfahrungen zeigen, dass 
ein solches System optimal für eine 
bedarfsgerechte Einwanderung sorgt. 

Die SVP erhöht mit ihrer Volksini-
tiative „gegen Masseneinwande-
rung“ den Druck auf Bundesrat 
und Parlament endlich zu handeln. 
Die Masseneinwanderung ist zu 
stoppen. Stattdessen brauchen wir 
wieder eine eigenständig steuerbare 
Einwanderung damit die Schweiz 
Schweiz bleibt.

Leider hat es der Bundesrat ver-
passt, die Ventilklausel zur weiteren 
Kontingentierung der Zuwanderung 
aus der EU anzurufen, als dies noch 
möglich war. Er hat die ihm zur Ver-
fügung stehenden Instrumente nicht 
einmal genutzt, als er sie noch in den 
Händen hielt. 

‘‘

‘‘



Ausländeranteil in Schweizer 
Gefängnissen auf Rekordhöhe 
Die unkontrollierte und lasche Migrationspolitik hat auch Auswirkungen auf die Ausländerkrimina-
lität und den Missbrauch unseres Asylwesens. Der Ausländeranteil in den Schweizer Gefängnis-
sen ist auf Rekordhöhe und die humanitäre Tradition der Schweiz wird immer mehr ausgenützt.

Mit der Zunahme des Auslän-
deranteils an der Schweizer 
Bevölkerung steigt auch der 

Anteil der Ausländer bei Beschuldig-
ten und Verurteilten von Straftaten. 
Waren in den 80er Jahren rund ein 
Drittel der nach dem Strafgesetzbuch 

6 Kriminalität

verurteilten Erwachsenen Ausländer, 
so stieg deren Anteil gegen Ende der 
90er Jahre auf etwas weniger als die 
Hälfte. 2004 wurden erstmals mehr 
ausländische Erwachsene verurteilt 
als Schweizer. Dies bei einem Auslän-
deranteil an der Bevölkerung von rund 
20%. 2009 waren 52.6% aller nach 
Strafgesetzbuch Verurteilten Aus-
länder – damit liegt der Ausländer-
anteil auf Rekordhöhe!
Gleichzeitung hat auch der Anteil 
schwerer, gewaltintensiver Straftaten 
in den letzten 10 Jahren stark zugenom-
men. Auch wenn die Zahl der Straf-
taten wie Körperverletzungen, Raub 

und Vergewaltigungen 2010 leicht 
zurückgegangen ist, so liegt sie immer 
noch auf sehr hohem Niveau. Bei den 
Tötungsdelikten war 2010 gar ein Re-
kordjahr. Betrachtet man den Auslän-
deranteil der Beschuldigten verschie-
dener Straftaten, so erkennt man, dass 
dieser bei schweren und gewalttätigen 
Delikten wie Tötungsdelikten, schwe-
ren Körperverletzungen und insbeson-
dere Vergewaltigungen äusserst hoch 
ist. Dies zeigt sich auch in der Statistik 
der Gefängnisinsassen: 71.6% aller 
Insassen in Schweizer Gefängnissen 
waren 2010 Ausländer, oder 7 von 
10 Insassen waren ausländischer 

Herkunft! Auch 
hier steigt der 
Ausländeranteil 
kontinuierlich an 
und ist damit auf 
einem Höchst-
stand. 

Was mit diesen 
Zahlen statis-
tisch dargestellt 
wird, erlebe ich 
als Polizistin lei-
der auch tagtäg-
lich im Einsatz. 
Wichtig sind da-
her nicht diese 
trockenen Statis-
tiken, sondern die 
konstanten tra-
gischen Vorfälle 
und Erlebnisse, 
die wohl keinem 
Bürger mehr ver-
wehrt bleiben. 
Insbesondere in 

von Nationalrätin Andrea Geissbühler, 
Herrenschwanden (BE)

Ausländeranteil bei der Schweizerbevölkerung:

22.1%

Ausländeranteil in Schweizer Gefängnissen:

71.6%



71.6% aller Insassen in Schwei-
zer Gefängnissen waren im 
Jahr 2010 Ausländer, oder 7 
von 10 Insassen waren auslän-
discher Herkunft! 

‘‘

‘‘
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den Städten kennt schon bald jeder 
eine Person, die niedergeschlagen, 
verprügelt oder sexuell belästigt wur-
de. Insbesondere als Frau habe ich 
grosse Mühe mit dieser Entwicklung, 
wenn ich mich nicht mehr alleine in 
gewisse städtische Quartiere begeben 
kann. Auch hier spielt der überpro-
portionale Ausländeranteil eine grosse 
Rolle. 

Um diese Probleme anzugehen, gibt 
es verschiedene Ansätze: Einer-
seits muss die Umsetzung der von 
Volk und Ständen angenommenen 
Ausschaffungsinitiative unverzüg-
lich und inhaltsgetreu angegangen 
werden. Sollte dies von Bundesrat 
und Parlament nicht gemäss dem 
Volkswillen geschehen, so muss eine 
neue Initiative lanciert werden. An-
dererseits muss aber auch wieder 
kontrolliert werden, wer in unser 
Land einwandert. Dazu müssen die 
Schweizer Grenzen wieder konse-
quent kontrolliert und die Zuwan-
derung begrenzt werden. 

Bei dieser Begrenzung ist es auch 
notwendig, dass der Asylbereich mit-
einbezogen wird. Denn dieser hat 
sich in den letzten Jah-
ren immer wieder als 
Schlupfloch für Dritt-
staatseinwanderer, die 
in der Schweiz Arbeit 
suchen, entpuppt. Die 
Schweiz hat eine lange 
humanitäre Tradition, 
die es zu erhalten gilt. 
Immer öfters kommen 
heute jedoch Asylbe-
werber, die nicht an 
Leib und Leben bedroht sind, sondern, 
die sich ein besseres Leben in der 
Schweiz erhoffen. Die Zahl der „vor-
läufig Aufgenommenen“, jenen Asyl-
bewerbern, die kein Anrecht auf Asyl 
haben, aber nicht in ihre Heimat zu-
rückgeschickt werden können, ist im 
Verhältnis zum gesamten Asylbestand 
seit 2010 auf einem Allzeithoch. Über 

60% der Personen im Asylprozess in 
der Schweiz sind sogenannte „vorläu-
fig Aufgenommene“ und leben unter 
diesem Titel jahrelang in der Schweiz. 
Da vorläufig Aufgenommene auch in 
der Schweiz arbeiten dürfen und die 
kantonale Arbeitsbehörde ihnen unab-
hängig von 
der Arbeits-
marktsitu-
ation und 
der Wirt-
schaftslage 
eine Bewil-
ligung für 
die Aus-
übung einer 
Erwerbstätigkeit erteilen kann, bietet 
sich dieser Status gut als Schlupfloch 
für Wirtschaftsflüchtlinge an. Darüber 
hinaus kann ein vorläufig Aufgenom-
mener bereits nach fünf Jahren eine 
Aufenthaltsbewilligung beantragen. 
Dieser Missbrauch unseres Asylwe-
sens zeigt sich in gravierendem Masse 
in der neuen Migration aus Nordafri-
ka, insbesondere aus Tunesien. Die 
Tatsache, dass sich die Asylgesuche 
aus Tunesien von Februar bis Mai 
2011 mehr als verzehnfacht haben, 
während die Gesuche aus Staaten, in 

welchen ein wirklicher Konflikt im 
Gange ist, wie Libyen oder Syrien, 
nicht übermässig angestiegen sind, 
beweist, dass in erster Linie arbeits-
suchende Tunesier, die sich Hoffnun-
gen auf ein besseres Leben in Eu-
ropa machen, ein Asylgesuch in der 
Schweiz stellen. Wirtschaftsflüchtlin-
ge haben aber kein Recht auf Asyl und 

dürften gemäss Dublin-Abkommen 
auch nicht in die Schweiz einreisen. 
Denn gemäss Dubliner Übereinkom-
men ist jeweils jener Dublin-Staat für 
die Prüfung eines Asylgesuches zu-
ständig, in dem das erste Gesuch ge-
stellt wurde. Doch die Umsetzung des 

Abkommens 
lässt stark zu 

wünschen 
übrig. Vor 
allem die 
effektive 

Übernahme 
durch Italien 

und Grie-
chenland, 

den beiden für die Schweiz zentralen 
Eintrittspforten nach Europa, funk-
tioniert schlecht bis gar nicht. Rück-
übergaben nach Italien sind  kompli-
ziert und kostspielig. Die Schweiz 
darf  pro Tag höchstens drei Personen an 
den Flughafen in Rom schicken. Dies 
widerspricht klar dem Dublin-Ab-
kommen. Mit Griechenland wird Dub-
lin gar nicht mehr angewendet, seit der 
Bund am 26.1.2011 aufgrund der dor-
tigen desaströsen Zustände den vorläu-
figen Verzicht auf Dublin-Verfahren 
mit den Hellenen verkündet hatte. Das 
heisst, dass die Schweiz keine Asylsu-
chenden mehr nach Griechenland zu-
rückschickt. Damit entsteht eine kras-
se Lücke im System von Dublin. Dies 
zeigt, dass sich die Schweiz im Asyl-
bereich nicht wie versprochen auf das 
Dublin-Abkommen berufen kann, um 
die Missbrauchsprobleme anzugehen. 
Das Asylwesen muss in die Kont-
rolle der Zuwanderung einbezogen 
werden. Würde dies nicht gesche-
hen, böte es eine noch stärkere Um-
gehungsmöglichkeit zur Einwande-
rung in die Schweiz als es dies heute 
bereits ist. Auch um diese Proble-
matik zu lösen, müssen die systema-
tischen Grenzkontrollen wieder ein-
geführt werden. Gleichzeitig muss 
die Schweiz gegenüber anderen 
Staaten auch klar auf die Einhaltung 
des Dublin-Abkommens pochen.

Über 60% der Personen im Asylpro-
zess in der Schweiz sind sogenannte 
„vorläufig Aufgenommene“. Dies 
sind Asylbewerber, die kein Anrecht 
auf Asyl haben, aber nicht in ihre 
Heimat zurückgeschickt werden 
können.

‘‘

‘‘



Wegen Zuwanderung:  
Wohnungsmangel und Verkehrs-
überlastung
Nicht die Zuwanderung von nötigen Fachkräften für unsere Wirtschaft ist ein Problem, sondern die 
unkontrollierte Massenzuwanderung in unser „noch“ attraktives Land. Deren negative Einflüsse zei-
gen sich unter anderem in massiven Preissteigerungen bei Mieten und Bodenpreisen, einer Zunahme 
der Mobilität und einem erhöhten Energiebedarf.

In den letzten Jahrzehnten ist die 
Wohnfläche pro Person 
stetig angewachsen. 

Zwischen 1980 und 2000 
resultierte eine Steigerung 
von 30%. Dieses Wachs-
tum ist nicht nur aufgrund 
des Wohlstandes oder der 
verschiedenen „moder-
nen“ Familienmodelle 
entstanden, sondern auch 
die Folge einer Schrump-
fung der durchschnittli-
chen Haushaltsgrösse. 
Dieser Trend verursacht 
generell einen höheren 
Verbrauch von Boden und 
Raum zum Wohnen, da 
verhältnismässig immer 
weniger Personen auf der-
selben Wohnfläche leben. 
Gleichzeitig ist seit der 
Einführung der Personen-
freizügigkeit das Bevöl-
kerungswachstum in der 
Schweiz geradezu explodiert. In den 
letzten vier Jahren resultierte eine 
Einwanderung von 330‘000 Personen 
– dies entspricht in etwa der Einwoh-
nerzahl des Kantons Tessin oder des 
Kantons Wallis! Problematisch ist die 
Tatsache, dass die Schweiz aufgrund 

8 Infrastruktur

ihrer Topographie gerade mal 7% 
Siedlungsfläche aufweist. Unser Land 
ist deshalb bereits heute im internatio-
nalen Vergleich sehr dicht besiedelt.

Mehr Einwohner – explodierende 
Miet- und Bodenpreise
Die hohe Zuwanderung hat einen 
klaren Effekt auf den Immobilien-
markt, in welchem aufgrund der star-

ken Nachfrage sowohl die Kauf- wie 
auch Mietpreise in die Höhe schnell-
ten. Insbesondere in den Zentren Zü-
rich, Genf und Lausanne aber auch in 
der Zentralschweiz macht sich diese 
Entwicklung bemerkbar. So stiegen 
die Preise für Eigentumswohnungen 

in der Stadt Zürich in den letzten 10 
Jahren um 60%! Mietwohnungen sind 
so rar, dass es ellenlange Wartelisten 
gibt und schliesslich das Los entschei-
det, ob man die begehrte Wohnung 
bekommt. Viele gutverdienende Zu-
wanderer lassen sich bevorzugt in den 
grossen Arbeitsplatz-Zentren nieder. 
Viele Einheimische können sich diese 
hohen Preise kaum mehr leisten und 

werden gezwun-
gen, in entfernte-
re Regionen um-
zuziehen – was 
wiederum einen 
Anstieg beim  
Pendlerverkehr 
bewirkt. Dieser 
Trend wird auch 
in den kommen-
den Jahren eher 
zu- als abneh-
men, da in der 
Schweiz trotz 
hoher Wohnbau-
tätigkeit weiter-
hin ein sehr tiefer 
Leerwohnungs-
bestand herrscht. 
Der Traum vom 
eigenen Haus ist 
für viele Leute 
angesichts der 
hohen Zuwande-

rung unerschwinglich geworden.

Mehr Einwohner – weniger Lebens-
mittel aus der Schweiz
Die Zuwanderung und die damit 
verbundene Bautätigkeit hat zudem 
massive Auswirkungen auf unseren 

von Nationalrat Christoph von Rotz, 
Sarnen (OW)

Quelle: Bundesamt für Wohnungswesen (BWO), durchschnittliches Wachs-
tum über alle Bereiche.
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Selbstversorgungsgrad im Bereich der 
produzierenden Landwirtschaft, da für 
die künftige Siedlungsentwicklung 
wertvolles Kulturland geopfert wer-
den muss. Unser schönes Land wird 
zunehmend mit Gebäuden zugepflas-
tert – jede Sekunde wird 1 m2 Land 
verbaut!

Mehr Einwohner - mehr Mobilität! 
Schon heute sind die Strassen und die 
Bahnen bei vielen Strecken an ihrer 
Kapazitätsgrenze angelangt – obwohl 
in der Vergangenheit laufend ausge-
baut wurde. Neben einem der dichtes-
ten und meistbefahrenen Schienennet-

ze der Welt verfügt die Schweiz auch 
über ein weitverzweigtes Strassen-
netz, welches den grössten Teil des In-
dividual- aber auch Transportverkehrs 
abwickelt. Die Folgen der hohen Ver-
kehrsdichte sind massive Unterhalts-
kosten, um überhaupt die Substanz 
des Systems erhalten zu können sowie 
hoher Stauverkehr, welcher jedes Jahr 

volkswirtschaftliche Schäden in Milli-
ardenhöhe verursacht.
Funktionierende und leistungsfähige 

Verkehrsinfrastrukturen sind für unse-
ren Wirtschaftsstandort Schweiz und 
für unsere Volkswirtschaft von gröss-
ter Wichtigkeit. Gute 
Verkehrsinfrastrukturen 
gehören zudem in jeder 
Region zu den Stand-
ortvorteilen und lassen 
diese auch mit wenigen 
Arbeitsplätzen wohnat-
traktiv bleiben. Mit der 
aktuellen Massenein-
wanderung wird der 
Druck auf die Verkehrsinfrastrukturen 
weiter verstärkt. Gemäss Berechnun-
gen des Bundes ist bis ins Jahr 2030 

mit einer starken Zunahmen 
beim Schienen- und Stras-

senverkehr zu rechnen (sie-
he Grafiken unten an der 

Seite). Weitere Ausbauten 
der Verkehrsinfrastrukturen 

sind daher unumgänglich, 
wenn die Schweiz nicht ei-

nen totalen Verkehrskollaps 
erleben will. Für solche

Projekte auf der Strasse und Schiene 
rechnet der Bund mit einem Inves-
titionsbedarf von 170 Mrd. Franken 
bis ins Jahr 2030, deren Finanzierung 
nur zu einem Bruchteil gesichert ist.

Mehr Einwohner – mehr Energie-
verbrauch! 
Der Endenergieverbrauch der Schweiz 

hat sich über die letzten Jahre – trotz 
Effizienzmassnahmen stetig erhöht: 
Obwohl bei den Brennstoffen (wie 

Heizöl) seit 1980 eine Senkung resul-
tierte, wurde dies durch eine Zunahme 
bei Gas, Treibstoffen und Elektrizität 

mehr als wettgemacht. Nach den Er-
eignissen in Japan hat insbesondere 
bei der Stromversorgung eine neue 
Debatte eingesetzt. Dabei wird in der 
Diskussion immer wieder vergessen, 
dass drei Viertel des Gesamtenergie-
verbrauches aus fossilen Ressourcen 
stammen. Die Senkung dieses Anteils 
und damit auch eine Senkung der Aus-
landsabhängigkeit sind wichtig, be-
nötigen aber als Ersatz einen anderen 
Energieträger, in diesem Fall zusätzli-
chen Strom. Dieser Mehrbedarf muss 
in der künftigen Planungen der Strom-
versorgung einberechnet werden, 
denn sowohl Effizienzmassnahmen 
wie auch ein verstärkter Zubau bei 
den Erneuerbaren werden bei weitem 
nicht genügen, diese Lücke zu füllen. 

Stopp der Masseneinwanderung!
Eine unkontrollierte Zuwanderung 

in unser attraktives Land, 
wie das im Moment der 
Fall ist, hat nicht nur 
Auswirkungen auf unse-
re Arbeitsplätze und So-
zialwerke, sondern jeder 
Zuwanderer braucht 
entsprechenden Platz, 
Verkehrsinfrastruktu-
ren  und schlussendlich 
zusätzliche Energie. Die-
se verstärkte Nachfrage 
wird sich auf die Preise 
in allen genannten Be-
reichen auswirken – mit 

entsprechend negativen Folgen für 
uns alle. Deshalb gilt es die Einwan-
derung zu steuern. 

SCHON HEUTE
VERKEHRS-
ÜBERLASTUNG

+20%
Verkehr bis 2030

SCHON HEUTE SIND DIE BAHNEN
ÜBERLASTET

+45%
Personen bis 2030

Heute

2030

Die hohe Zuwanderung hat einen 
klaren Effekt auf den Immobili-
enmarkt, in welchem aufgrund 
der starken Nachfrage sowohl die 
Kauf- wie auch Mietpreise in die 
Höhe schnellten. 

‘‘

‘‘

Jeder Zuwanderer braucht ent-
sprechenden Platz, Verkehrsin-
frastrukturen  und zusätzliche 
Energie. Diese verstärkte Nach-
frage wird sich auf die Preise 
auswirken.

‘‘

‘‘
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welche Religion sie haben, welche 
Arbeitsmentalität sie aufweisen. Alle, 
die Arbeit suchen oder sich auf einen 
Arbeitsvertrag stützen, können kom-
men. Die Aufenthaltserlaubnis gilt 
auch für Ehegatten, Kinder, Enkel so-
wie für Eltern und Grosseltern beider 
Ehepartner. Grenzgänger benötigen 
gar keine Aufenthaltserlaubnis mehr. 
Und wer Dienstleistungen als Selbst-
ständiger anbietet, benötigt überhaupt 
keine Arbeitsbewilligung. Schweizer 
Gewerbebetriebe berichten immer 
wieder von Missbräuchen durch soge-

nannte Ich-AG’s, welche hier Arbeits-
plätze vernichten.
Die Folgen sind drastisch: Die Wohn-
bevölkerung weist die stärkste Zu-
nahme in der Geschichte der Schweiz 
auf. In den vergangenen Jahren sind 
rund 500‘000 Per-
sonen mehr in die 
Schweiz ein- als 
a u s g e w a n d e r t , 
über 68‘000 al-
leine 2010. Das 
Bundesamt für 
Statistik rechnet 
bis 2035 mit bis 
zu 10 Millionen 
Einwohnern in der 
Schweiz als direk-
te Folge der un-
kontrollierten Zu-

wanderung. Wenn politisch nicht 
gehandelt wird, sind die Zahlen des 
Bundesamtes zu tief geschätzt. Klar 
ist, dass dies unser Land verändern 
wird. Die Auswirkungen auf den Ar-
beitsmarkt und die Löhne, auf Krimi-
nalität, auf Infrastrukturen, Mieten, 
Bodenpreise, Raumplanung, Schulen, 
Gesundheitswesen und Sozialwerke 
sind enorm. Dabei zählt die Schweiz 
heute schon einen der weltweit höchs-
ten Ausländeranteile. Unser Bevölke-
rungswachstum ist für Europa einma-
lig.
Nehmen wir nur das Beispiel der 
Schulen: Klassen mit über 80% Aus-
länderanteil sind heute – auch in 
mittelgrossen Gemeinden – keine 
Ausnahme mehr. Eine Integration ist 
faktisch unmöglich. Das Niveau wird 
massiv nach unten gezogen, weil die 
Ressourcen für die Eingliederung von 
Personen mit sprachlichen Defiziten 
und aus anderen Kulturkreisen einge-
setzt werden. Wir befinden uns in ei-
nem Teufelskreis. Fachkräfte und gut 
ausgebildete Leute holen wir aus dem 
Ausland, während wir in der Schweiz 

Es gäbe ja lange Übergangsfristen 
und Schutzmassnahmen, be-
schwichtigten die Befürworter 

der unkontrollierten Einwanderung 
stets. Eine Selbstaufgabe in Raten 
also? Inzwischen sind die 
Übergangsfristen abgelau-
fen. In diesem Jahr auch 
für ganz Osteuropa mit 
Ausnahme von Rumänien 
und Bulgarien. Die Schutz-
massnahmen erwiesen sich 
als wirkungslos. Kritische 
Stimmen werden immer lauter: Auch 
damalige Befürworter geben heute zu, 
dass sie sich als wirkungslos und reine 
Verzögerungs- und Täuschungstaktik 
– um das Stimmvolk zu gewinnen – 
entpuppten.

Fakt ist: Personenfreizügigkeit heisst 
ungebremste Zuwanderung. Nach Ab-
schluss aller Übergangsfristen erhält 
jeder EU-Bürger einen Rechtsanspruch 
auf Einwanderung in die Schweiz. Da-
mit erfolgt auch die vollumfängliche 
Gleichstellung dieser Einwanderer mit 
allen Schweizerinnen und Schweizern 
auf dem Arbeitsmarkt und bezüglich 
der Ansprüche an unsere Sozialwer-
ke. Die Schweiz kann also nicht mehr 
kontrollieren, wie viele Leute kom-
men, gleichgültig, woher sie kommen, 

Folgen der Masseneinwande-
rung: Schweizer Werte in Gefahr

von Nationalrat Lukas Reimann, 
Wil (SG)

Was macht die Existenz eines unabhängigen und freien Landes aus? Klare Grenzen, durch die Ver-
fassung gegebene Grundwerte und eine Bevölkerung, welche diese Werte lebt und selbst bestimmt, 
wer zur Bevölkerung gehört und wer nicht. Das alles gibt die Schweiz mehr und mehr auf. So gefähr-
det sie nicht nur ihre Unabhängigkeit und ihre Freiheit, sondern auch ihre Zukunft und ihre Existenz.

An Schweizer Universitäten und in 
Bundesämtern wird bereits ernst-
haft darüber diskutiert, Scharia-
Parallelrecht einzuführen. 

‘‘ ‘‘
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eingeführt werden. Dabei wird für 
die Bewilligung das Erreichen einer 
Mindestpunktzahl voraussetzt. Ent-
scheidend sollen verschiedene Kri-
terien sein: Bedarf (aktuell gesuchte 
Berufe), Sprachkenntnisse, schulische 
und berufliche Qualifikationen, Ge-
sundheit und Arbeitsfähigkeit, noch 
zu erwartende Erwerbstätigkeit (Al-
ter), Arbeitsplatz (fixe Beschäftigung 
im Inland), Sicherung des Lebensun-
terhalts, Gesetzestreue, Beziehungen 

zur Schweiz, Herkunftsland, Integra-
tionswille und Integrationsvorausset-
zungen.

Die Vorteile überwiegen: Die Ein-
wanderung kann wieder gesteuert und 
gezielt den aktuellen Bedürfnissen 
angepasst werden. So wird besser un-
terschieden zwischen jenen Auslän-
dern, die sich integrieren, die Sprache 
beherrschen, Arbeit haben, Steuern 
zahlen und dem Land einen Mehrwert 
bieten, und jenen, die das Sozialsys-
tem missbrauchen, Arbeit verweigern, 
kriminell werden und sich nicht inte-

grieren. Der Leistungsgedanke wird 
gestärkt. Integration soll sich positiv 
auswirken.

Die Erfahrungen im Ausland sind gut. 
Für die Wirtschaft notwendige Fach-
kräfte bei Personalmangel im Inland 
können flexibel gewonnen werden. 
Wer hingegen das Sozialsystem aus-
nutzt oder die Integration verweigert, 
erreicht die notwendige Mindest-
punktzahl nicht und scheidet vorgän-

gig aus. Nach Bedarfsanalysen und 
Qualifikationsprofilen kann die Ein-
wanderung in transparenten und fairen 
Verfahren klar geregelt werden. Das 
jetzige System bewährt sich nicht. Die 
Quoten der Einwanderung in das sozi-
ale Netz sind hoch, die Integrationsan-
forderungen zu tief.
Auch die Schweiz muss diesen 
Schritt wagen. Mehr Kontrollen 
braucht es an der Grenze und bei 
der Einwanderung. Je schneller 
desto besser. Und zwar jetzt mit der 
Volkinitiative gegen Masseneinwan-
derung der SVP!

das Bildungswesen verkümmern las-
sen. Die jungen Menschen in diesem 
Land leiden enorm darunter. Um ih-
nen eine Zukunft bieten zu können, 
müssen wir Bildungsinstitute mit ge-
zielter Leistungsförderung stärken, 
statt Schulen weiter für die angebliche 
Integration der Ausländer zu miss-
brauchen.

Auch die Schweizer Werte werden 
durch die Masseneinwanderung zu-
nehmend in Frage gestellt. 
Einwanderungsgruppen aus 
fremden Kulturkreisen stel-
len unsere verfassungsrecht-
lichen Grundrechte gezielt in 
Frage. An Schweizer Univer-
sitäten und in Bundesämtern 
wird bereits ernsthaft darü-
ber diskutiert, Scharia-Paral-
lelrecht einzuführen. Für ein 
friedliches Zusammenleben 
von allen in unserem Land ist 
eine gemeinsame Basis ent-
scheidend. Und diese Basis 
dürfen wir nicht zerbrechen 
lassen. Wir müssen die Werte, 
die uns wichtig sind, die Frei-
heits- und Grundrechte und 
unsere demokratische Kultur, 
gegen ihre Feinde mit aller 
Kraft verteidigen. Dafür lohnt 
es sich, zu kämpfen.
Was ist zu tun? Es ist klar, dass 
die Schweiz auf ausländische 
Fachkräfte angewiesen ist. 
Niemand will das Land ver-
barrikadieren. Aber es braucht wieder 
Kontrollmechanismen und Kriterien, 
nach welchen entschieden wird, wer 
einwandern darf und wer nicht. Dar-
um ist die SVP-Initiative gegen Mas-
seneinwanderung von entscheidender 
Bedeutung für unsere Zukunft!
Es gibt Alternativmodelle: Neusee-
land, Australien oder Kanada steuern 
ihre Zuwanderung seit Jahren über ein 
modernes Punktesystem. Auch euro-
päische Staaten diskutieren deren Ein-
führung. Mit diesem System kann eine 
nach den Bedürfnissen der Schweiz 
ausgerichtete Einwanderungspolitik 

Eine Studie des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung aus dem Jahr 2003 hat festge-
stellt, dass bereits ab einem Migrantenanteil von 20% deutlich geringere mittlere Leistun-
gen an den Schulen zu beobachten sind. Der durchschnittliche Ausländeranteil an Schulen 
in der Schweiz beträgt 23.8%.  In den Kantonen Genf, Basel, Lausanne, Lugano und Frei-
burg liegt der Ausländeranteil sogar deutlich über 30%. (Grafik: Quelle BFS)
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immer weniger Menschen finanzie-
ren die Systeme – gleichzeitig parti-
zipieren und profitieren immer mehr 
Menschen davon. Auffallend ist 
die Tatsache, dass Ausländerinnen 
und Ausländer im Vergleich zu den 
Schweizern massiv mehr in die Töpfe 
der Sozialwerke greifen! Alle Sozial-
werke und -versicherungen sind von 
diesen Entwicklungen betroffen, wenn 
auch in unterschiedlichem Ausmass.

Der Bundesrat ignoriert die Pro-
bleme
Während der Bundesrat sich primär 
im Beschwichtigen und „Schönreden“ 
der Probleme übt, fordert die SVP 
dringende Massnahmen zur Kontrolle 

Wir können stolz auf unsere 
Sozialwerke sein und dank-
bar – denn sie wurden für 

diejenigen in unserem Land geschaf-
fen, welche ohne Selbstverschulden in 
Not geraten. Doch mittlerweile sind 
diese Werke zunehmend zweckent-
fremdet worden und zu regelrechten 
Selbstbedienungsläden verkommen; 

und Eindämmung der viel zu hohen 
Zuwanderung. Es ist doch logisch, 
dass sich mit einer nahezu totalen Per-
sonenfreizügigkeit die gesellschaftli-
chen und sozialen Verhältnisse in der 
Schweiz an jene in der EU und der 
anderen Zuwanderungsstaaten anpas-
sen müssen. Die Arbeitslosigkeit muss 
unter diesen Bedingungen zwangsläu-
fig steigen, die Sozialwerke werden 
unweigerlich massiv mehr belastet 
und benötigen immer mehr Geld. Als 
Folge müssen wir entweder die Steuern 
erhöhen und die arbeitende Bevölke-
rung für diese Fehlentwicklung blu-
ten lassen, oder wir reduzieren die 
Leistungen. Ersteres kommt für die 
SVP nicht in Frage, da wir bereits ge-

nug bezahlen müssen. 
Leistungsreduktionen 
andererseits sind nur 
bedingt möglich, da es 
einerseits die Falschen 
treffen kann und ande-
rerseits die Gefahr einer 
Verlagerung in andere 
soziale Auffangnetze 
besteht. Seit Jahren las-
sen sich der Bundesrat 
und die Mitteparteien 
in ihrer ganzen Zag-
haftigkeit und „Net-
tigkeit“ von den for-
schen Forderungen und 
Drohungen der Lin-
ken zu immer höheren 
Sozialausgaben drän-
gen, die dann durch 
immer höhere Steuern 
(MwSt.-Erhöhung von 
7.6% auf 8% für die IV) 
und Beiträge (Lohnbei-
tragserhöhung für die 

Einwanderung unterspült das 
Fundament der Sozialwerke
Die Sozialwerke der Schweiz sind eine der grossen Errungenschaften unserer auf Freiheit und De-
mokratie, aber auch auf gegenseitigem Beistand basierenden Gesellschaft. Diese tragenden Säu-
len werden heute zunehmend ausgehöhlt und sind teilweise bereits in arge Schieflage geraten.

von Nationalrat Jürg Stahl, 
Brütten (ZH)

Ausländeranteil bei der Schweizerbevölkerung:

22.1%

Ausländeranteil in der Schweizer Arbeitlosen-
versicherung:

43%



ALV) oder „Buebetrickli“ (6 Milliar-
den à-fonds-perdu Beitrag der AHV 
an die IV) finanziert werden müssen. 
Dieses „Ja chömmer doch nid,… ja 
dänn müemer halt“ lehnt die SVP 
entschieden ab.

Schweizer Arbeitslosenversiche-
rung lohnt sich für Ausländer
Auch in den letzten 10 Jahren ging man 
davon aus, dass dauerhaft mit einer 
durchschnittlichen Arbeitslosenquote 
von 2.5% (oder 100‘000 Ar-
beitslosen) in der Schweiz 
zu rechnen sei. Tatsächlich 
waren es in den vergange-
nen Jahren aber rund 3.2% 
(bzw. 130‘000 Arbeitslose). 
Die Arbeitslosenversiche-
rung (ALV) machte folglich 
Verluste in Milliardenhöhe 
und häufte bis Juli 2010 
einen Schuldenberg von rund 7 Mia. 
Franken an. Während der generelle 
Ausländeranteil in der Schweiz bei 
rund 22% liegt, beträgt er bei den regis-
trierten Arbeitslosen rund 43% und ist 
damit doppelt so hoch. Die Erwerbs-
tätigkeit im Ausland wird heute an die 
Beitragszeit für die Schweizer ALV 
angerechnet, der versicherte Verdienst 

– damit also die Leistung – berechnet 
sich jedoch vollständig auf dem in der 
Schweiz zuletzt erzielten Lohn, wenn 
diese Beschäftigung mindestens 4 
Wochen gedauert hat (ansonsten ba-
sierend auf einem wohnortsüblichen 
Lohn für eine Beschäftigung, die der 
im Ausland zuletzt ausgeübten Tätig-
keit entspricht). Unter diesen Bedin-
gungen besteht natürlich ein starker 
Anreiz für Ausländer, in der Schweiz 
eine Arbeit aufzunehmen und damit 
unter den Schutz der Schweizer ALV 
zu kommen.
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Auch bei der Invalidenversicherung 
gibt’s einiges zu holen
Bei der Invalidenversicherung (IV) 
sind der Leistungsausbau und damit 
die Kostensteigerung noch viel aus-
geprägter als bei der ALV und auch 
hier findet sich mit rund 32% ein 
überdurchschnittlich hoher Anteil 
von Ausländerinnen und Ausländern, 
welche IV-Leistungen beziehen. Zwei 
Ende 2009 im Auftrag des Bundes-
amtes für Sozialversicherung (BSV) 

erstellte Studien belegen, dass insbe-
sondere Personen aus der Türkei, aus 
Ex-Jugoslawien sowie aus Spanien, 
Italien und Portugal deutlich häufiger 
IV-Renten beziehen als Schweizer. 
Ab einem Alter von 40 Jahren öffnet 
sich die Schere massiv, so dass bei 
den 60-jährigen 40-45% der Personen 
aus diesen Gruppen IV-Rentner sind 
(gegenüber 13% bei den Schweizern). 
Andererseits belasten auch zuneh-
mend jüngere männliche Personen 
aus dem Balkanraum, die zuvor kaum 
Beiträge geleistet haben und oft schwer 
nachweisbare bzw. zweifelhafte Ge-
sundheitsbeschwerden angeben, diese 
Sozialversicherung. Bei der Neube-
rentungsquote zeigt sich ein ähnliches 
Bild: Die Neuberentungsquote beträgt 
für Personen aus der Türkei 6.6‰ und 
bei solchen aus Ex-Jugoslawien 5.6‰. 
Schweizer weisen mit 3.1‰ gerade 
einmal eine halb so hohe Quote auf. 
Zusätzlich erhöht werden die sozialen 
Kosten hier durch die direkte Folge auf 
die Berufliche Vorsorge (BVG). Denn 
ist eine IV-Rente gesprochen, hat das 
sofort eine Auswirkung im BVG. Die 
Versicherer müssen den lebenslangen 
Rentenbetrag im BVG einstellen und 
zur Verfügung halten. Auch dies muss 

schlussendlich von jemandem bezahlt 
werden.

AHV als Schweizer Qualitätswerk
Unser Altersvorsorgesystem mit AHV, 
beruflicher Vorsorge und allenfalls 
dritter Säule hat sich bewährt und wird 
von vielen Ländern mit Anerkennung 
und vielleicht sogar ein wenig Neid 
betrachtet. Die AHV als erste Säule ist 
dabei ein klassisches System nach dem 
Solidaritätsprinzip: Die Arbeitenden 

bezahlen die Renten für diejeni-
gen, welche den wohlverdienten 
Ruhestand erreicht haben. Dieses 
System hat aber einen Haken: Da 
wir aufgrund besserer Lebensbe-
dingungen immer älter werden, 
d.h. bei gleichbleibendem Rente-
neintrittsalter immer länger AHV-
Rente beziehen, müssen immer 
weniger Aktive die Renten von 

immer mehr Rentnern bezahlen. Nun 
wird von seiten der entsprechenden 
Behörden behauptet, dass mehr Aus-
länder (vorausgesetzt sie arbeiten und 
zahlen AHV-Beiträge) dieses Pro-
blem entschärfen würden. Das mag 
kurzfristig so erscheinen. Über das 
Ganze betrachtet darf man aber nicht 
vergessen, dass alle diese Ausländer 
durch ihre heutigen Beitragszahlun-
gen später auch einen Anspruch auf 
eine AHV-Rente haben, die dann 
von jemandem bezahlt werden muss. 
Kurz: Die demografischen Probleme 
der AHV lassen sich durch Massen-
einwanderung garantiert nicht lösen! 
Wenn übrigens Ausländer erst relativ 
spät einwandern und deshalb weniger 
Beitragsjahre aufweisen, erhalten sie 
lediglich eine gekürzte Rente, welche 
dann durch andere Sozialwerke wie 
z.B. die Sozialhilfe ergänzt werden 
muss. Und wieder zahlt das System, 
das heisst Sie und ich.

Die SVP fordert eine Begrenzung 
der Masseneinwanderung, damit 
der Missbrauch, die Überlastung 
und somit der Niedergang unserer 
Sozialwerke und -versicherungen 
gestoppt werden können.

Während der generelle Auslän-
deranteil in der Schweiz bei rund 
22% liegt, beträgt er bei den regis-
trierten Arbeitslosen rund 43% 
und ist damit doppelt so hoch. 

‘‘
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Name:							      Vorname:

Adresse:						      PLZ:			   Ort:

Mail:							       Telefon:

Bitte Talon einsenden an:
SVP Generalsekretariat, Postfach 8252, 3001 Bern, per Fax an 031 300 58 59 oder per Mail an gs@svp.ch



...... Ex. SVP-Fahne 100.-

...... Ex. SVP Logo-Fahne 45.-

...... Ex. Gery-Fahnenstränder 600.-

...... Anzahl Servietten (Pack) 10.-

...... Rollen Plastiktischtuch (100 m) 40.-

...... Rollen Papiertischtuch (10 m) 19.-

...... Ex. SVP-Schürze 5.-

...... Anzahl Zottel Frisbee 2.-

Bestellen via Talon, unter 

031 300 58 58 oder unter 

gs@svp.chMachen Sie 
mit beim 
Wahlkampf 
der SVP - 
Bestellen Sie 
Wahlmaterial!

Gery-Fahnen-

ständer mit 

Schweizer 

Kreuz, Höhe 

200 cm, Brei-

te 50 cm

Papierservietten mit 

SVP-Logo, 16 cm x 

16 cm, Stückzahl 250 

(Doppelpack) 

SVP-Fahne, Länge 200 cm, Breite

120 cm

Zottel Frisbee, mit der Bestellung bitte pro 
Stück Fr. 2.- in bar oder in Briefmarken und 
ein frankiertes Rücksendecouvert beilegen.

SVP Logo-Fahne, Länge

100 cm,  Breite 100 cm

Plastik- und Papier-
tischtuchrolle

SVP-Latz-
schürze



Wer einen zuverlässigen Partner sucht, wird bei Daihatsu nicht enttäuscht. Sei es mit dem sparsamen Cuore,
dem praktischen Sirion (auch als 4x4), dem geländegängigen Terios (4x4) oder dem geräumigen Materia 
(auch als 4x4). Dazu bietet Daihatsu über hundert Jahre Tradition in der Kompaktklasse und erstklassige 
Qualität. Bevor Sie mit dem Auserwählten eine Beziehung eingehen, sollten Sie ihn aber unbedingt testen: 
auf einer Probefahrt bei Ihrem Händler. www.mydaihatsu.ch

Hier finden Sie den perfekten Partner.
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CuorCuore, 5e, 51 kW1 k  (69 PS), 998 cmWW (69 PS) 998 cmm3, 

abgebgebildbildetesete  Fahrzeug enthält Mehrauhrausstasstattunttung geg gegen gen AufpAufpreisreis
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TeriTerios, os 77 k7 kW (1( 02 P2 P0 S), 14955 cmS) 1495 cm33, 

abgeabgebildbildetese FahFa rzeug enthälh t Met hrauusstasstattunttung geg gegen gen AufpAufpreisreis
FrFr. 252 ’990.–.––
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Wo treffen wir uns? 
Gratis-SMS mit «Cuore», «Materia», «Sirion» oder «Terios» und deiner PLZ an 919.


